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Auf Einladung von DIETMAR SÜß (Jena) und
WINFRIED Süß (Potsdam/Göttingen) disku-
tierten jüngere Historikerinnen und Histori-
ker aktuelle Forschungsprojekte zur deutsch-
britischen Geschichte seit den 1970er-Jahren.
Im Mittelpunkt stand der Zäsurcharakter der
Epoche „nach dem Boom“.1 Dabei ging es um
unterschiedliche Bereiche: um Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik, um Fragen von „Sicher-
heit“ und „Ordnung“, um das Verhältnis von
Staat und Zivilgesellschaft sowie um Kultur
und Musik. In ihrer Einleitung stellten die
Veranstalter den doppeldeutigen Begriff der
„Konsensgesellschaften“ zur Diskussion. Ei-
nerseits nehme er die Wahrnehmung der Zeit-
genossen ernst, dass die in der Nachkriegs-
zeit etablierten wohlfahrtsstaatlich fundier-
ten gesellschaftlichen Basiskompromisse und
Politikmuster seit den 1970er-Jahren zuneh-
mend in die Defensive geraten seien. Zugleich
sei aber der „Konsensbegriff“ nie wertneu-
tral, sondern immer auch ein Element der
gesellschaftlichen Selbstbeschreibung in bei-
den Staaten und zudem ein prägendes Nar-
rativ der britischen Nachkriegsgeschichte ge-
wesen, das seinen Höhepunkt in dem Mo-
ment erlebt habe, als gerade dieser vermeint-
liche „Konsens“ in die Kritik geriet. Der Ver-
such, die Ambivalenzen dieses „Konsens“
auszuleuchten, so eine Ausgangsüberlegung
des Workshops, sei insbesondere für verglei-
chende und transfergeschichtlich angelegte
Arbeiten viel versprechend. Zudem werde es
möglich, die Debatten über die 1970er-Jahre
stärker als bisher als Teil einer europäischen
Geschichte zu schreiben und nach Konti-
nuitäten, Zäsuren, Wandlungs- und Lernpro-
zessen westlich-demokratischer Gesellschaf-
ten zu fragen.

In diesem Sinn näherte sich JENNY PLEI-
NEN (Trier) der Frage, inwieweit der Wechsel
zu konservativen und tendenziell marktli-

beral orientierten Regierungen in den USA,
Großbritannien und der Bundesrepublik mit
ihrer Politik des „welfare retrenchment“ den
wohlfahrtsstaatlichen Nachkriegskonsens
auflöste. Am Beispiel der Debatten über
soziale Ungleichheit zeige sich ein Wand-
lungsprozess weg von einem keynesianisch
geprägten und auf gesellschaftlichen Aus-
gleich angelegten Wirtschaftssystem hin zu
einer Wirtschaftsordnung, die die Leitidee
der sozialen Gerechtigkeit durch die Norm
der Chancengerechtigkeit ersetzt habe, so
dass marktvermittelte Ungleichheiten wieder
stärker auf die Sozialstruktur durchgeschla-
gen seien. Im Kontrastbezug dazu gab die
konservativ-liberale Regierung unter Hel-
mut Kohl entgegen der zeitgenössischen
Kritik keineswegs das „klassische“ Modell
der sozialen Gerechtigkeit auf. Für einen
Politikwechsel fehlte in Westdeutschland
die gesellschaftliche Basis, während die
Vorstellung eines „public capitalism“, der
einer breiten Mittelschicht durch Vermögen-
serwerb die Wohlstandsteilhabe ermöglichen
sollte, in den angelsächsischen Demokratien
breiten Rückhalt fand. Insgesamt solle man
also besser von einem Formwandel statt vom
„Ende“ des Konsenses sprechen.

Die heftigen Arbeitskämpfe in den alt-
industriellen Regionen wurden vielfach als
Ausdruck für ein Ende des Nachkriegskon-
senses betrachtet. ARNE HORDT (Tübingen)
diskutierte auf der Grundlage seines Disser-
tationsprojektes über die Bergarbeiterstreiks
in Nordwestengland sowie im Rheinland En-
de der 1980er-Jahre die Frage, inwieweit das
Scheitern einer Kompromissformel zwischen
Gewerkschaften und Politik ein tatsächliches
Ende des „Nachkriegskompromisses“ sym-
bolisierte. Insbesondere über die Betrachtung
der lokalen bzw. regionalen Ebene beider
Montanregionen ließen sich Wahrnehmungs-
und Deutungsmuster einer Gesellschaft im
Umbruch von einer Industrie- zur Dienstleis-
tungsgesellschaft nachvollziehen. Indes zei-
ge die Analyse der Konfliktkonstellationen in
der Montanindustrie, dass die Deutung von
Krisen und die Wahrnehmung von Bedrohun-
gen stets auch eine Frage von Interessen und

1 Vgl. Anselm Doering-Manteuffel / Lutz Raphael, Nach
dem Boom. Perspektiven auf die Zeitgeschichte seit
1970, Göttingen, 3. Aufl. 2012.
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politischer wie wirtschaftlicher Macht seien.
Der Wandel korporatistischer Strukturen sei
hier maßgeblich, der gleichwohl nicht plötz-
lich Mitte der 1980er-einsetzte, sondern einen
langen Vorlauf gehabt habe, der mit dem Be-
deutungsverlust alter Industriesektoren vor
allem im Bergbau zusammengefallen sei.

Auch in anderen Bereichen waren die
Brüche keineswegs scharf. Hierauf verwies
WIEBKE WIEDE (Trier) mit ihrem Bei-
trag über Konzepte der Berufsberatung in
der Bundesrepublik und Großbritannien. Sie
machte darauf aufmerksam, dass die in den
1970er- und 1980er-Jahren wirkenden Krisen-
politiken auf dem Arbeitsmarkt bereits in der
„planungsoptimistischen“ Phase der 1960er-
Jahre entwickelt wurden. Die wirtschaftlichen
Krisen und Umbrüche wirkten daher stär-
ker trendverstärkend als trendverändernd auf
die Arbeitsmarktpolitik beider Staaten. Ein
wichtiger Umstand, der insbesondere durch
den Vergleich dieses Politikbereiches deut-
lich wird, war die Zunahme internationaler
Verflechtungen, die zunehmend „Konsensal-
lianzen“ auf europäischer und transnationa-
ler Ebene erforderten und damit die national-
staatlichen Politiken vor neue Herausforde-
rungen stellten.

Dem Wandel ordnungspolitischer Vorstel-
lungen im Bereich der Sicherheitspolitik
wandte sich ACHIM SAUPE (Potsdam) zu. Er
fragte, in welchem Umfang in der Zeit „nach
dem Boom“ ein grundlegender – vor allem se-
mantischer – Wandel auf diesem Politikfeld
zu beobachten sei. Die in den 1970er-Jahren
einsetzenden strukturellen Veränderungen in
Wirtschaft und Gesellschaft wirkten sich nach
Saupe direkt auf die Wahrnehmungen von
Ordnung und Sicherheit aus. Zentral war
hierbei die Frage, inwieweit die bundesdeut-
schen (Un-)Sicherheitsperzeptionen eine in-
ternationale Sonderstellung einnehmen. Da-
mit berührten die Überlegungen Saupes einen
zentralen Aspekt der Hypothese einer Ge-
sellschaft „nach dem Boom“, nämlich die ei-
ner „krisenhaften“ Zuspitzung gesellschaft-
licher Entwicklung. Seit dieser Zeit diente
der Begriff „innere Sicherheit“ der „innenpo-
litischen Legitimation von Staatlichkeit“ (K.
Weinhauer). Am gewandelten Bedeutungs-
inhalt dieses Begriffs würden zentrale ge-
sellschaftliche Veränderungen sichtbar. Be-

zog sich die „innere Sicherheit“ Anfang der
1970er-Jahre noch stark auf die Bedrohung
durch den Terrorismus, rückten im Laufe der
Zeit auch Gefährdungslagen durch technische
Entwicklungen oder die organisierte Krimi-
nalität in den Blickpunkt. Mit der Zunah-
me des Sicherheitsdenkens wurden wieder-
um zunehmend individuelle Rechte bedroht,
womit die Diskussion um das Gleichgewicht
zwischen innerer Sicherheit und individuel-
ler Freiheit zunehmend zu Spannungen zwi-
schen dem Staat und der Zivilgesellschaft
führte – der gesellschaftliche Konsens der „in-
neren Ordnung“ der 1950er- und 1960er-Jahre
wurde zurückgedrängt (Saupe).

Im Kontext der Diskussionen um „Sicher-
heit“ stand auch der Vortrag von KLAUS
WEINHAUER (Bielefeld). Dieser beschäftig-
te sich in seiner Untersuchung urbaner Kul-
turen in Hamburg, Liverpool und Amster-
dam mit dem Phänomen großstädtischer Ge-
walt, das seit dem Ende der 1960er-Jahre ver-
stärktes öffentlich-mediales Interesse erfuhr
und Einzug in die Diskussion transnationa-
ler Organisationen hielt (z.B. Interpol). Die
Debatten um die „urban crisis“ wurden da-
bei als Scheitern der Konzepte von Stadtpla-
nern und Politikern aus den 1960er-Jahren
interpretiert und fielen mit einer Phase ver-
stärkter städtischer Krisenwahrnehmungen
zusammen. Weinhauer deutete die Gewalt als
einen Ausdruck der seit Ende der 1960er-
Jahren einsetzenden Entwicklungen hin zu
einer „Urbanisierung der Wohlstandsgesell-
schaft“. Zentraler Aushandlungsbegriff, so
Weinhauer, war hierbei wiederum der Begriff
der „Sicherheit“. Der Vergleich machte deut-
lich, dass es sich beim Problem Jugendkrimi-
nalität in Großstädten um ein internationales
Phänomen handelte – nicht zuletzt, weil die
Politiker in Europa eine Entwicklung ähnlich
wie in den USA befürchteten, wo die urba-
nen Ballungsräume in zunehmendem Maß als
unkontrollierbar galten. Anhand der Trans-
ferprozesse – so zum Beispiel der Einfluss
der „Defensible Space“- Theorie (Oscar New-
man) – kann aufgezeigt werden, dass städ-
tische Jugendgewalt nicht als lokal, regional
oder national begrenztes, sondern als interna-
tional verbreitetes Phänomen betrachtet wer-
den muss.

Auf kultureller Ebene beschäftigte sich
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FERNANDO ESPOSITO (Tübingen) in sei-
nen Überlegungen zum Pop und Punk der
1980er-Jahre mit dem Wandel zeitpolitischer
Ordnungsvorstellungen. Diese seien direkte
Folge einer allgemein konstatierten Beschleu-
nigung des Zeitverlaufs gewesen und hät-
ten sich in Phänomenen wie dem „digitalen
Finanzmarktkapitalismus“ und der Globali-
sierung manifestiert. Mit diesen Wandlungs-
prozessen traten neue Vorstellungen von Zu-
kunft und Zeitabläufen in den Vordergrund,
die vorwiegend als negativ betrachtet wur-
den: von einer „Krise der Zukunft“ war die
Rede. Die nofuture- Bewegung stand dabei
auch für eine allgemeine, über den Kreis die-
ser Bewegung hinausgehende Skepsis gegen-
über dem Wachstum- und Fortschrittspara-
digma. Für Teile der bundesdeutschen wie
vor allem der britischen Gesellschaft bedeute-
te Punk den Phänotyp des drohenden Unter-
gangs. Dieser stellte dem Zeitregime des kapi-
talistischen Wirtschaftssystems ganz bewusst
seine hedonistischen und auf den sofortigen
Konsum ausgerichteten Lebensentwürfe ge-
genüber. Doch der internationale Vergleich
zeigt, dass eben diese Kritik in die kapitalis-
tische Wirtschaftsweise Eingang fand, in Ge-
stalt der „new economy“. In dieser Perspekti-
ve waren der Punk und seine Skepsis an alt-
hergebrachten zeitlichen Vorstellungen Aus-
druck einer sich im Umbruch befindenden In-
dustriegesellschaft.

Dem vielfach als Erosion einer konsensori-
entierten Gesellschaft gedeuteten Phänomen
zunehmender Individualisierung – in Gestalt
von Subkulturen mit spezifischem Habitus
und Konsummustern –, widmete sich auch
KLAUS NATHAUS (Bielefeld). In seinem Bei-
trag über die Entwicklungen der Musikindus-
trie vertrat er die These, dass die Individua-
lisierung und Ausdifferenzierung des Musik-
geschmacks Ende der 1970er-Jahre vorwie-
gend ein von den Machern dieser Musik ge-
steuerter Prozess gewesen sei. Die Pop-, Rock-
oder Punkmusik lasse sich daher weniger als
Ausdruck des „Zeitgeistes“, also eines Phäno-
mens einer „Konsensgesellschaft in der Kri-
se“ fassen, denn als Ergebnis zielgerichteten
Handelns einer international agierenden Mu-
sikbranche mit spezifischen Regeln der Pro-
duktion und Distribution. Zudem verschlie-
ße der Begriff den Blick auf die Gleichzeitig-

keit von Konvergenz und Differenz. Nathaus
betonte, wie wichtig es sei, die USA als Re-
ferenzpunkt für einen deutsch-britischen Ver-
gleich im Blick zu behalten, übte die dorti-
ge Musikbranche doch einen erheblichen Ein-
fluss auf den europäischen Musikmarkt aus.

Die zentrale Bedeutung transatlantischer
Verflechtungen wurde in der Abschluss-
diskussion mehrfach aufgegriffen. Weiterhin
wurde intensiv über das Verhältnis kultur-
und sozialgeschichtlicher Zugänge debattiert.
Die gewachsene Bedeutung sozialhistorischer
Themen in der jüngeren Zeitgeschichte stehe
nicht für eine „Reanimierung akademischer
Mumien“ und alter Konfliktlinien, so Win-
fried Süß (Potsdam/Göttingen), sondern er-
wachse aus der produktiven Integration un-
terschiedlicher Perspektiven. „Der alte Gra-
ben zwischen Sozial- und Kulturgeschich-
te ist zugeschüttet.“ Als generelles Problem
stand zudem der Begriff einer „Konsensge-
sellschaft“ und dessen Tauglichkeit als heuris-
tisches Instrument zur Diskussion. Die Fragen
nach der Operationalisierbarkeit sowie der
zeitlichen Abgrenzung für die historische For-
schung seien nur fallweise zu beantworten,
so RÜDIGER GRAF (Bochum). KIM PRIE-
MEL (Berlin) schlug hierzu eine differenzier-
tere Herangehensweise vor. Denn es bleibe
doch wichtig, in welchen gesellschaftlichen
Bereichen Konsens und in welchen Dissens
vorherrschte und wie die politische Vertei-
lung dieser beiden sich gestaltete. Eine kultur-
und sozialgeschichtlich orientierte Forschung
müsse diese von den Zeitgenossen artikulier-
ten Problemlagen und Krisenwahrnehmun-
gen aufgreifen und in ihre Analyse mit ein-
beziehen. Handelt es sich bei Konsensgesell-
schaft um eine Eigenwahrnehmung, um eine
historische Zuschreibung, retrospektive Ver-
klärung oder gar um eine Instrumentalisie-
rung durch unterschiedliche Akteure? Was al-
so bezeichnet der Begriff Konsensgesellschaft
und wie ist dieser gegenüber anderen Begrif-
fen abzugrenzen? Inwieweit betrachteten sich
unterschiedliche soziale Gruppen in Großbri-
tannien und der Bundesrepublik selbst als
Teil einer Konsensgesellschaft? So ist es bei-
spielsweise mit Blick auf die zeitgenössische
britische Konsensdebatte wichtig, derartige
Großerzählungen über einen „Nachkriegs-
konsens“ auf ihren politischen und ideolo-
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gischen Zweck zu hinterfragen.2 Der Begriff
der „Konsensgesellschaften in der Krise“ ver-
weise weniger, so das Resümee, auf den Nie-
dergang einer konsensorientierten Politik, als
auf die Frage nach neuen Konsensentwürfen,
die auf die ökonomischen, sozialstrukturellen
und sozialkulturellen Veränderungen seit den
1970er-Jahren reagierten.

Konferenzübersicht:

Einführung: Dietmar Süß (Jena) / Winfried
Süß (Potsdam, Göttingen)

Jenny Pleinen (Trier): Vorstellungen sozialer
Gerechtigkeit

Kommentar: Rüdiger Graf (Bochum)

Moderation: Julia Angster (Kassel)

Wiebke Wiede (Trier): Das arbeitslose Subjekt.
Berufsberatung in der Bundesrepublik und in
Großbritannien 1964-1990

Arne Hordt (Tübingen): Aufruhr in der
Montanregion? - Nordostengland und das
Ruhrgebiet in den 1980er Jahren

Kommentar: Kim Priemel (Berlin)

Moderation: Frank Bösch (Potsdam)

Achim Saupe (Potsdam): Die politische Se-
mantik von Sicherheit und Ordnung

Klaus Weinhauer (Bielefeld / Berlin): Urbane
Gewaltkulturen der 1960er bis 1980er Jahre:
Hamburg, Liverpool und Amsterdam

Kommentar: Jörg Arnold (Freiburg)

Moderation: Elke Seefried (München)

Klaus Nathaus (Bielefeld): Institutionalizing
Genres: The Production and Consumption of
Popular Music

Fernando Esposito (Tübingen): Die Dekolo-
nialisierung der Zukunft. Pop, Punk und eine
alternativechronopolitische Ordnung

Kommentar: Marcel vom Lehn (Jena)

Moderation: Kerstin Brückweh (London)

Bilanz (Winfried Süß/Dietmar Süß)

Abschlussdiskussion

Tagungsbericht Konsensgesellschaften in der
Krise? Großbritannien und die Bundesrepublik

seit den 1970er Jahren. 09.07.2012-10.07.2012, Je-
na, in: H-Soz-u-Kult 15.11.2012.

2 Vgl. hierzu auch Kerstin Brückweh / Martina Steber,
Aufregende Zeiten. Ein Forschungsbericht zu Neuan-
sätzen der britischen Zeitgeschichte des Politischen, in:
AfS 50 (2010), S. 671-701, hier S. 698.
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